
Beiblatt zur Parlamentskorrespondol1~ 11. Jänner 1950. 

An fra ge 

der Abg. Dr. P i t t e r m a~ n W e t k h art, G s c h w eid 1 

und Genossen 
an den Bundeskanzler, 

~et~eff8nd die EinhaltungrdcrlBestÜllinungen der Bundesverfassung. 

In der 'IWiener Zeitung" vom 23. Dezember 1949 war folgende :rIotiz . 

enthalten: 

U.Bundesminister Dr. Kalb hat Nationalrat Dr-" Josef~Fink mit. Wirk­

samkeit vom 1. Jäl1l'1er 1950 zum Konsulenten des i{undeSDÜnisteriums für Hc'l.u­

d,el und Wiederaufbau bs si c 11 t und ihn rui t der Durohführung aller rui t dem 

ERP-Planim Zusammenhang stGhende1'lFragen des Fremdenverkehrs betraut •. 

Darüber- hint;j.us_gehend· ist vorg8.sehen, Koilslllent Nationalrat. Dr .. Jos~f Fink 

in besonderen Fällen zur Vertretung des Bundesministeriums f'ür Handel und 

WiedcrauföaU:in Fremdenverkehrsfragen .. zu crmächt igen .. 1t 

Diese Bestellung widerspricht nach der jl.uff'assung der anfragen­

den Abgeordneten d~Sinn und dem Wortlaut d~r Bundesverfassung. 

Dta Bastellung eines Jl.bgeordncten des Nationalrates zum<Konsu­

lcnton eines Ministeriums istl1li~ dem. Grundsatz dCl'Gewa.lt8tltrcl1nung unver­

einbar. Das Mitglied der gesetzgebenden Körperschaft hat die Geschäftsführting 

dler :aundestegierung und ihrer cinze lncm Mitglieder in Erfüllung seines Man­

datcszu kontrollicrQn~ Eine solche Kontrolle erscheint ausgeschlossen • 

. wenn der Abgeordnete, ohne Mitglied der Bundes:regicrung oder ohne durch Ge­

setz ermächtigt zu sein, ~n de:r Vollziehung von-Gesetzen beteiligt ist. Di€ 

Beste llmIg eines Konsulenten, sei es auch in besonderen Fällen, zur Vc]rtre·­

tung eines Regierunsmitgliedes widerspricht den Bestimmungen der Art. 73 ,I 

und 7& der Bundesverfassung. nie Sorge für die Vertretung eines zeitweilig 

verhinderten ~undesministers obliegt d~m Bundespräsidenten. Nach dem Wort­

la.ut des Art. 78 können Bundesministern zur Unterstützung in der Geschäfts-
- "-

führung Sta.atss.ekretäre b(dgeß(~ben werdQn, die .. dem Bundesminister untel.·­

stellt 1.llld a.n seine Vh:isUl1[~8n gebunden sind. Die Bestellung des Staats­

sekretärs obu'egt ebcmfalls dem Bundespr13s identcn. 

Die Betrauung von 1l.bgeordnct::n mit der Stellvertretunrr.eincs 

Bundesministers, und sei es auch nur für einzelne Fälle der ministerie lIen 

Gßsch~ftsfühXune, erschr.;iut daher verfassungsvlidrig. Sie ist ferne l' gc(~igl1et.t 
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"", 

de~ SohU~lt d~die einzelnen StE4atsbürger durch das lJiltshaf,tungsgesetz 
J . 

nunmehr endlioherhal\Qn haben, zu, gdfährdcn. Der den Minist(;lr ve~treten ... 

de KOlSSU,lfJnt :i.St kein Organ im Sinn ddr ,Bundesverfassung und de,s' .1..mtshat­

tungsgesetzes .. Er kann daher auch nicht zur Haftung hc:rangezogcn werden. ' 

Die anfragenden Abgc ordnetcHl sind der Ansicht, dass die Bestim~ 

mungen, der Bundesv:crfassung besonders von den D,uf si~ vereidigten'Mit­

gliedern der Bundesregierung zu rGspektiercn sind. 

Sier~chtrm daher an den H'3rrn Bundeskanzler die ntlohstohcnde 

A nf rag e : 
" 

Ist der Horr Bundc.sko.nzlu'rbert;:it, dem. Bundesminister für 

Handel und Wiederaufbau Dr. Kolbd~nAu:ftrag zu geben, die Best~el1Ung des 
Ab8eor~.otenzurnNllti~nalrat Dr.Josef Fink ZU!l1 K~nsulenten im Bundesmini­

stazoium :tür Handßl undWiodcraufbaurüok~ängig zu machen? 

i ......... -.. ... .---... 

') . 
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